
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die städtebauliche Erhaltungsverordnung dient der Si-
cherung erhaltenswerter Gebäude, historischer Ensem-
bles oder sonstiger baulicher Anlagen von geschichtli-
cher, künstlerischer oder städtebaulicher Bedeutung. 
Die räumliche Festlegung erfolgt als Erhaltungsverord-
nung nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB. In Ge-
bieten im Geltungsbereich städtebaulicher Erhaltungs-
verordnungen können Genehmigungen für die 
Errichtung, den Rückbau, die Änderung oder die Nut-
zungsänderung baulicher Anlagen aus besonderen 
Gründen nach § 172 Absatz 3 BauGB versagt werden. 
Auch für Bauvorhaben nach § 60, Anlage 2 HBauO -
genehmigungsfreie Vorhaben - ist eine Genehmigung 
einzuholen.  
Die folgenden Ausführungen bilden eine erste Orientie-
rung für das Bauen im Geltungsbereich städtebaulicher 
Erhaltungsverordnungen nach § 172 BauGB. Da jedes 
Gebiet einen eigenen Milieucharakter hat, welchen es 
zu wahren und zu entwickeln gilt, müssen gestalteri-
sche, planerische und bauliche Maßnahmen immer 
einzelfallbezogen abgewogen und ortsgebunden veri-
fiziert werden. 
 

§ 172 BauGB 
Erhaltung baulicher Anlagen und der Eigenart von 

Gebieten (Erhaltungssatzung) 
 
(1) Die Gemeinde kann in einem Bebauungsplan oder durch eine 
sonstige Satzung Gebiete bezeichnen, in denen 
 
1. zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des Gebiets auf Grund 

seiner städtebaulichen Gestalt (Absatz 3), 
[…] 
 
der Rückbau, die Änderung oder die Nutzungsänderung baulicher An-
lagen der Genehmigung bedürfen. In den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 
bedarf auch die Errichtung baulicher Anlagen der Genehmigung. Auf 
die Satzung ist § 16 Abs. 2 entsprechend anzuwenden […]  
 
(2) Ist der Beschluss über die Aufstellung einer Erhaltungssatzung 
gefasst und ortsüblich bekannt gemacht, ist § 15 Abs. 1 auf die 
Durchführung eines Vorhabens im Sinne des Absatzes 1 entspre-
chend anzuwenden. 
 
(3) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 darf die Genehmigung 
nur versagt werden, wenn die bauliche Anlage allein oder im Zusam-
menhang mit anderen baulichen Anlagen das Ortsbild, die Stadtge-
stalt oder das Landschaftsbild prägt oder sonst von städtebaulicher, 
insbesondere geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung ist. Die 
Genehmigung zur Errichtung der baulichen Anlage darf nur versagt 
werden, wenn die städtebauliche Gestalt des Gebiets durch die be-
absichtigte bauliche Anlage beeinträchtigt wird. 
[…] 
 
 
 
 

Neubauten 
 
Der Abriss von Altbauten steht unter einem besonderen 
Genehmigungsvorbehalt. Falls ein Abriss sich städte-
baulich vertreten lässt, ist für einen etwaigen Neubau 
zu beachten: 
 
 
• Neubauten müssen sich harmonisch in die Umge-

bung einfügen, aber auch als Ausdruck ihrer Zeit er-
kennbar sein.  

• Der Milieucharakter sollte erhalten und möglichst in 
seiner Wirkung bestärkt werden indem eine zeitge-
mäße Neuinterpretation der wesentlichen Merkmale
der historischen Umgebung in eine moderne Archi-
tektursprache vollzogen wird. 

• Maßstäblichkeit, Formsprache sowie Materialität und 
Farbgebung der Umgebung sind zu wahren.  

 
 

An- und Zubauten 
 
Die Anpassung von Altbauten an heutige Arbeits- und 
Lebensverhältnisse sowie die Errichtung von Nebenge-
bäuden verändern den räumlichen Gesamteindruck ei-
ner Straße oft erheblich und sollten sich daher nicht un-
gesteuert vollziehen: 
 
 
• Anbauten und Nebengebäude müssen sich milieuge-

recht einpassen. 
• Der direkte Bezug zum Altbau erfordert aus konstruk-

tiver und aus gestalterischer Sicht ein hohes Maß an 
Sensibilität. Haupt- und Nebengebäude sollten mitei-
nander korrespondieren. 

• Die Dimensionierung als auch die Gestaltungsabsicht 
des Ursprungsgebäudes muss bei Anbauten erkenn-
bar bleiben.  

• Rückwärtige Anbauten müssen sich in ihrer Dimensi-
on in die Bebauungsstruktur der Nachbarschaft ein-
fügen.  

• Nebengebäude sind den Hauptgebäuden unterzu-
ordnen, insbesondere in ihrer Größe.  

• Bei Reihen- und Kettenhäusern ist eine Abstimmung 
mit den Nachbarn bezüglich gestalterischer und bau-
licher Veränderungen wünschenswert. 

 
 
 
 

Gestalterische Rahmenbedingungen für das Bauen im 
Geltungsbereich städtebaulicher Erhaltungs-
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Dachausbauten 
 
Das Dach schließt das Gebäude nach oben ab. Es soll-
te in seiner Form und Ausführung zurückhaltend und 
ruhig wirken und zum Gebäude in harmonischer Bezie-
hung stehen. Daher sind folgende Aspekte im Rahmen 
von Dachausbauten zu beachten: 
 
 
• Dacheinschnitte sollten  möglichst auf der Straßen 

abgewandten Gebäudeseite errichtet werden. 
• Gauben sollten sich in ihrer Proportion und Gesamt-

länge der Dachfläche unterordnen und Bezug auf die 
Fassadengliederung nehmen. 

• Gauben und Loggien in der zweiten Ebene (Spitzbo-
denebene) sind nicht zulässig. 

• Dachterrassen auf Flachdächern sind in der Fläche 
zu begrenzen und müssen sich in Relation zur ge-
samten Dachfläche deutlich unterordnen. Aufstände-
rungen sind zu vermeiden. 

• Neue Elemente, wie z.B. Dachausstiegsbauwerke, 
sind in Höhe und Fläche auf ein Minimum zu be-
schränken. Raumhohe Dachaufbauten sind nicht zu-
lässig. 

• Dachflächenfenster sind flächenbündig im Dach an-
zuordnen und gleichmäßig zu verteilen. 

• Verschiedene Dachelemente sind zu vermeiden. 
 
 

Fassadengestaltung 
 
Die Fassade ist prägender Bestandteil eines Hauses 
sowie des Straßenbildes und bedarf demgemäß großer 
gestalterischer Aufmerksamkeit: 
 
 
• Die gestaltungswirksamen Fassadengliederungen

sollten erhalten und ablesbar bleiben. 
• Wesentliche Details, wie Stuckelemente, plastische 

Darstellungen, reliefartige Bekrönungen sollten erhal-
ten bleiben. 

• Die Auswahl und die Farbgebung des Fassadenma-
terials sollten sorgfältig mit dem Architekturstil des 
Gebäudes abgestimmt werden und sich zuallererst 
aus dem Fassadeneigenen Licht- und Schattenspiel 
ergeben. 

• Auf nachträgliche Maßnahmen zur Wärmedämmung 
an Schmuckfassaden sollte möglichst verzichtet wer-
den. Bei nachträglichen Wärmedämmungen sind Ge-
staltungsverluste zu minimieren. 

 
 

Fenster und Türen 
 
Fensterformen und Hauseingänge sind unabhängig von 
der Bauepoche sowie der Architektursprache formende 
Elemente einer Fassade und sollten dementsprechend 
sensibel betrachtet werden: 
 

• Fenster sollten niemals als isoliertes Einzelelement 
erneuert werden.  

• Material und Farbe der Fenster sind einheitlich zu 
wählen. 

• Fensterachsen, -maße und ursprüngliche Untertei-
lungen sollten bei Erneuerung erhalten bleiben. 

• Der Eingangsbereich sollte entsprechend seiner her-
ausragenden Bedeutung als Visitenkarte des Gebäu-
des gestaltet sein. 

• Eingänge im Souterrain sind nicht zulässig. 
 
 

Vorgärten 
 
Die Anlage und Gestaltung von Vorgärten ist für die 
Milieuwirkung sowie den Charakter eines Gebietes oder 
einer Straße oftmals von entscheidender Bedeutung 
und bedarf deshalb gestalterischer Vorgaben: 
 
 
• Vorgärten sind gärtnerisch zu gestalten. 
• Zuwegungen zu Gebäuden sind immer auf kürzestem 

Wege und gradlinig auszuführen. 
• Rampen zu Kellergaragen sind äußerst knapp zu 

bemessen und unauffällig auszuführen. 
• Bei der Gestaltung der Einfriedung ist auf die charak-

teristischen Merkmale der jeweiligen Bauepochen 
Bezug zu nehmen. 

• Abfallbehälter und Abstellanlagen für Fahrräder sind 
gestalterisch zurückhaltend auszuführen und in die 
Gesamtgestaltung einzubetten. 

• Bei Umnutzung von Kellerräumen oder des Tiefpar-
terres sind straßenseitig nur Kasematten zulässig. 
Rückwärtige Abgrabungen sind sparsam auszufüh-
ren. 

 
 

Werbeanlagen 
 
Ortsfeste Einrichtungen, die der Ankündigung oder 
Anpreisung oder als Hinweis auf Gewerbe oder Beruf 
dienen bedürfen Rahmenleitlinien, da sie tiefen Einfluss 
auf die Gebäudegestaltung und den 
landschaftsbezogenen Milieucharakter haben: 
 
 

• Werbeanlagen haben sich der Gebäudegestaltung 
und dem Quartierscharakter unterzuordnen. 

• Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zu-
lässig. 

• Leuchtkästen sowie aus der Fassade hervorsprin-
gende Werbeträger sind zu vermeiden. 

• Statt aggressiver Signalwirkung sind sensibel und zu-
rückhaltend eingepasste Informationen geboten. 

• Fahnenmasten als "Werbeanlage" sind grundsätzlich 
nicht zulässig. Ausnahmen werden für öffentliche 
Gebäude, Reedereien sowie soziale bzw. medizini-
sche Einrichtungen erteilt. 

 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Städtebauliche Erhaltungsverordnungen für das  
„Generalsviertel“ (Hoheluft-West) und Eimsbüttel-Nord 

Städtebauliche Erhaltungsverordnung 
Eimsbüttel-Nord 
Festgestellt am: 20.5.2012 

Städtebauliche Erhaltungsverordnung 
„Generalsviertel“ 
Festgestellt am: 20.5.2012 
 

Ansprechpartner: 
E-Mail: stadtplanung@eimsbuettel.hamburg.de 
Tel.: 040 - 428 01-3439 
 



 
 

Städtebauliche Erhaltungsverordnungen für das „Zylin-
derviertel“ (Lokstedt) und die „Lohkampsiedlung und 
Siedlung Edelweißweg“ (Eidelstedt) 

Ansprechpartner:  
E-Mail: stadtplanung@eimsbuettel.hamburg.de 
Tel.: 040 - 428 01- 2858, -oder - 3444 

Städtebauliche Erhaltungsverordnung 
„Lohkampsiedlung und Siedlung  
Edelweißweg“ 
Festgestellt am: 03.01.2011 
 

Städtebauliche Erhaltungsverordnung 
„Zylinderviertel“ 
Festgestellt am: 16.10.1990 



 
 
 
 
 
 

Städtebauliche Erhaltungsverordnungen für  
Harvestehude und Rotherbaum 

Städtebauliche Erhaltungsverordnung 
Rotherbaum und Harvestehude 
Festgestellt am: 12.08.1997, geändert am  
            13.10.2004 

Städtebauliche Erhaltungsverordnung 
Harvestehude 
Festgestellt am: 26.04.1988 

Ansprechpartner: 
E-Mail: stadtplanung@eimsbuettel.hamburg.de 
Tel.: 040 - 428 01-2643 
 


